
Schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin zu 
Tagesordnungspunkt 6 der ordentlichen Hauptversammlung und zugleich zum 
einzigen Tagesordnungspunkt der gesonderten Versammlung der 
Vorzugsaktionäre über die Gründe für die Ermächtigung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin, das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen aus dem 
Genehmigten Kapital auszuschließen 
 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat schlagen der 

Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung der Hauptversammlung vor, die 

persönlich haftende Gesellschafterin zu ermächtigen, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft durch einmalige oder mehrmalige 

Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stammaktien und/oder Vorzugsaktien 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 11.366.400,00 zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital). Die Ermächtigung umfasst die Befugnis, wahlweise neue 

Stammaktien und/oder Vorzugsaktien ohne Stimmrecht auszugeben, die bei der 

Verteilung des Gewinns und/oder des Gesellschaftsvermögens den bisher 

ausgegebenen Vorzugsaktien ohne Stimmrecht gleichstehen. Die Ermächtigung zur 

Ausgabe von Vorzugsaktien ohne Stimmrecht darf nur insoweit ausgeübt werden, als 

der Anteil der Vorzugsaktien ohne Stimmrecht die Hälfte des Grundkapitals nicht 

übersteigt (§ 139 Abs. 2 AktG). Die Ermächtigung ist bis zum 26. April 2021 befristet.  

 

Die Ermächtigung zu Punkt 6 der Tagesordnung der Hauptversammlung ersetzt die 

noch bestehende und bislang nicht ausgenutzte Ermächtigung der persönlich 

haftenden Gesellschafterin gemäß § 6 Abs. 4 der Satzung, bis zum 05. Mai 2016 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft durch einmalige 

oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stammaktien und/oder 

Vorzugsaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 21.132.800,00 zu 

erhöhen. 

 

Das neue Genehmigte Kapital soll es der Gesellschaft ermöglichen, sich bei Bedarf 

zügig und flexibel Eigenkapital zu günstigen Konditionen zu beschaffen.  

 

Im Fall der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann den Aktionären auch in der Weise 



eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem oder mehreren durch die 

persönlich haftende Gesellschafterin bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen 

im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Dies kann aus 

abwicklungstechnischen Gründen sinnvoll sein. Eine Beschränkung des Bezugsrechts 

der Aktionäre liegt darin nicht.  

 

Das Bezugsrecht kann jedoch von der persönlich haftenden Gesellschafterin mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals in 

bestimmten Fällen ausgeschlossen werden:  

 

Die Ermächtigung sieht zunächst vor, dass die persönlich haftende Gesellschafterin 

bei der gleichzeitigen Ausgabe von Stammaktien und Vorzugsaktien das Bezugsrecht 

der Inhaber von Aktien der einen Gattung auf Aktien der jeweils anderen Gattung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates ausschließen kann (gekreuzter 

Bezugsrechtsausschluss). Dies gilt nur, wenn die neuen Aktien im bisherigen 

Verhältnis der beiden Aktiengattungen zueinander ausgegeben werden. Der 

gekreuzte Bezugsrechtsausschluss führt in diesem Fall dazu, dass das Verhältnis der 

beiden Aktiengattungen zueinander und die relative Beteiligung der Aktionäre der 

jeweiligen Gattung konstant bleiben. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist der 

Auffassung, dass bei dem Vorhandensein von zwei Aktiengattungen der gekreuzte 

Bezugsrechtsausschluss dem Sinn des Bezugsrechts, nämlich der Aufrechterhaltung 

der bestehenden anteiligen Stimm- und Vermögensrechte der Aktionäre an der 

Gesellschaft, am ehesten Rechnung trägt. 

 

Der weiterhin mögliche Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von 

Spitzenbeträgen in Alternative (i) ist eine Maßnahme, die aus technischen Gründen 

zur Durchführung einer Kapitalerhöhung, insbesondere zur Herstellung eines 

praktikablen Bezugsverhältnisses, erforderlich und angemessen ist. Ohne den 

Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags würde insbesondere bei 

einer Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der 

Kapitalerhöhung erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch den Verkauf über 

die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich durch die Gesellschaft verwertet. Die 



persönlich haftende Gesellschafterin  und der Aufsichtsrat halten aus diesen Gründen 

die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für sachgerecht.   

 

Der Beschlussvorschlag sieht in Alternative (ii) vor, dass die persönlich haftende 

Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre 

zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 

Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Erwerb von sonstigen 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

gegen von ihr im Sinne des § 17 AktG abhängige Unternehmen, ausschließen kann.  

 

Die Gesellschaft soll hierdurch in die Lage versetzt werden, durch Akquisitionen ihre 

Wettbewerbsfähigkeit auch weiterhin zu stärken und dadurch langfristige und 

kontinuierliche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Die Gesellschaft soll die Möglichkeit 

erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel auf 

vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 

Unternehmen oder Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 

reagieren zu können. Gleiches gilt für den Erwerb von sonstigen, etwa mit einem 

Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden, Vermögensgegenständen oder 

Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder von ihr abhängige Unternehmen. 

Erfahrungsgemäß verlangen Eigentümer interessanter Akquisitionsobjekte als 

Gegenleistung für die Veräußerung oftmals nicht Geld, sondern Aktien. Im Wettbewerb 

um attraktive Beteiligungen oder Vermögensgegenstände können sich daher Vorteile 

ergeben, wenn einem Verkäufer als Gegenleistung neue Aktien der Gesellschaft 

angeboten werden können. Da eine Ausgabe von Aktien bei sich abzeichnenden 

Akquisitionsmöglichkeiten mit regelmäßig komplexen Transaktionsstrukturen im 

Wettbewerb der potenziellen Erwerbsinteressenten kurzfristig erfolgen muss, kann 

dies im Regelfall nicht von der grundsätzlich nur einmal jährlich stattfindenden 

Hauptversammlung beschlossen werden. Daher ist die Schaffung eines Genehmigten 

Kapitals, auf das die persönlich haftende Gesellschafterin – mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates – schnell zugreifen kann, erforderlich.  

 



Die persönlich haftende Gesellschafterin wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob 

sie von der Ermächtigung zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen soll, sobald sich Möglichkeiten zur 

Akquisition konkretisieren sollten.  Sie  wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann 

ausschließen, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. Der 

Ausgabebetrag für die neuen Aktien würde dabei von der persönlich haftenden 

Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrates unter Berücksichtigung der 

Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre festgelegt werden. Konkrete 

Erwerbsvorhaben, zu deren Durchführung das Grundkapital unter 

Bezugsrechtsausschluss erhöht werden soll, bestehen zurzeit nicht. 

 

Ferner sieht der Beschlussvorschlag in Alternative (iii) die Ermächtigung vor, bei 

Ausgabe der neuen Aktien gegen Bareinlage einen Bezugsrechtsausschluss nach 

§§ 203 Abs. 1,  186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorzunehmen, wenn die Aktien der 

Gesellschaft gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabepreis je Aktie 

den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsennotierten 

Aktien der betreffenden Gattung zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien nicht 

wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung bezieht sich nicht auf den gesamten 

Betrag des Genehmigten Kapitals, sondern auf maximal 10 Prozent des 

Grundkapitals. Die 10 Prozent-Grenze des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf insgesamt 

nur einmal ausgenutzt werden. Das heißt, wenn und soweit die Gesellschaft nach dem 

Beschluss der Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung von gleichzeitig bestehenden Ermächtigungen zum 

Bezugsrechtsausschluss in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG, beispielsweise im Zusammenhang mit der Wiederveräußerung eigener 

Aktien, Gebrauch macht, reduziert sich die Anzahl der Aktien, die bei einer 

Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital unter Bezugsrechtsausschluss nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden können, entsprechend. Mit dieser 

Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren 

Anteilsbesitz Rechnung getragen.  

 

Das Gesetz erlaubt zudem einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG nur dann, wenn der Ausgabepreis den Börsenpreis der bereits börsennotierten 



Aktien mit im Wesentlichen gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. Die 

persönlich haftende Gesellschafterin wird – mit Zustimmung des Aufsichtsrates – 

einen Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum 

Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der 

Abschlag wird keinesfalls mehr als 5  Prozent des Börsenkurses betragen. 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat halten die Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für notwendig, um die 

Gesellschaft in die Lage zu versetzen, auch kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken 

und auf diese Weise Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren ohne die sowohl kosten- als auch 

zeitintensivere Durchführung des Bezugsrechtsverfahrens und ermöglicht eine 

Platzierung nahe am Börsenkurs, d.h. ohne den bei Bezugsrechtsemissionen üblichen 

Abschlag. Die Gesellschaft wird zudem in die Lage versetzt, mit derartigen 

Kapitalerhöhungen neue Investoren im In- und Ausland zu gewinnen.  Durch die 

Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die Belange 

der Aktionäre gewahrt. Denn diese müssen keine nennenswerten Kursverluste 

befürchten und können ggf. zur Erhaltung ihrer Beteiligungsquote erforderliche 

Aktienzukäufe zu vergleichbaren Preisen über die Börse vornehmen.  

 

Schließlich soll das Bezugsrecht in Alternative (iv) ausgeschlossen werden können, 

soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. -

pflichten, die von der Gesellschaft oder einer ihrer 

Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue 

Aktien zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts 

bzw. nach Erfüllung von Optionsausübungs- oder Wandlungspflichten zustehen 

würde. Zur leichteren Platzierbarkeit von Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt 

enthalten die entsprechenden Options- oder Wandelanleihebedingungen in der Regel 

einen Verwässerungsschutz. Eine Möglichkeit des Verwässerungsschutzes besteht 

darin, dass den Inhabern oder Gläubigern der Schuldverschreibungen bei 

nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt wird, 

wie es Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. 

Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten 



zu können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Aktien ausgeschlossen 

werden. Dies dient der erleichterten Platzierung der Schuldverschreibungen und damit 

den Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. 

Alternativ könnte zum Zweck des Verwässerungsschutzes lediglich der Options- oder 

Wandlungspreis herabgesetzt werden, soweit die Options- oder 

Wandelanleihebedingungen dies zulassen. Dies wäre in der Abwicklung für die 

Gesellschaft jedoch komplizierter und kostenintensiver. Zudem würde es den 

Kapitalzufluss aus der Ausübung von Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten 

mindern. Denkbar wäre es auch, Schuldverschreibungen ohne Verwässerungsschutz 

auszugeben. Diese wären jedoch für den Markt wesentlich unattraktiver. 

 

Für den Bezugsrechtsausschluss nach allen - mit Ausnahme des gekreuzten 

Bezugsrechtsausschlusses - der hier vorgeschlagenen Alternativen gilt eine 

kumulative Gesamtobergrenze von 20 Prozent des Grundkapitals. Der auf neue 

Aktien, für die das Bezugsrecht aufgrund dieser Ermächtigung ausgeschlossen wird, 

insgesamt entfallende anteilige Betrag am Grundkapital darf 20 Prozent des 

Grundkapitals nicht überschreiten. Von dieser Beschränkung auf 20 Prozent des 

Grundkapitals ausgenommen sind Aktien, die unter gekreuztem 

Bezugsrechtsausschluss ausgegeben werden, weil in diesem Fall die Aktionäre in 

ihrer Beteiligung nicht im eigentliche Sinne verwässert werden, sondern ihre 

bestehenden anteiligen Stimm- und Vermögensverhältnisse im bisherigen Verhältnis 

aufrecht erhalten können (siehe dazu oben). Maßgeblich für die Berechnung der 20 

Prozent-Grenze ist das vorhandene Grundkapital im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

oder im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung, je nachdem zu welchem dieser 

Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Auf diese Gesamtobergrenze 

sind Bezugsrechtsausschlüsse anzurechnen, die die Gesellschaft bei anderen 

Kapitalmaßnahmen während der Laufzeit dieser Ermächtigung vornimmt. So 

verringert sich die Gesamtobergrenze weiter um den anteiligen Betrag am 

Grundkapital, der auf eigene Aktien oder auf neue Aktien aus einem anderen 

genehmigten Kapital entfällt oder auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -

pflichten aus Optionen oder Schuldverschreibungen beziehen, die jeweils während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss veräußert bzw. 

ausgegeben worden sind. Dabei ist es auch als Bezugsrechtsausschluss anzusehen, 

wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe in unmittelbarer oder entsprechender 



Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Der Zweck dieser Begrenzung ist 

es, zugunsten der Aktionäre den möglichen Verwässerungseffekt auf ein 

Aktienvolumen von insgesamt 20 Prozent des Grundkapitals zu beschränken. 

 

 Wir weisen darauf hin, dass die Gesellschaft neben dem zu Tagesordnungspunkt 6 

vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapital über kein weiteres genehmigtes oder 

bedingtes Kapital mehr verfügen wird. Es besteht auf der Grundlage des Beschlusses 

der Hauptversammlung vom 04. Mai 2012 eine bis zum 03. Mai 2017 laufende 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Umfang von bis zu 10 Prozent des 

damaligen Grundkapitals, die gemäß Tagesordnungspunkt 7 aufgehoben und durch 

eine neue Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Umfang von bis zu 10 Prozent 

des derzeitigen Grundkapitals mit einer Laufzeit bis zum 26. April 2021 ersetzt werden 

soll. Auf der Grundlage dieser Ermächtigung erworbene eigene Aktien könnten im 

selben Umfang unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre veräußert werden. 

Unter Ausschluss des Bezugsrechts während der Laufzeit der Ermächtigung 

veräußerte eigene Aktien würden auf die vorstehende Kapitalgrenze für 

Bezugsrechtsausschlüsse aus dem Genehmigten Kapital  angerechnet. 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und Aufsichtsrat werden in jedem Einzelfall 

sorgfältig prüfen, ob sie von einer der Ermächtigungen zur Kapitalerhöhung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen werden. Eine 

Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung 

der persönliche haftenden Gesellschafterin und des Aufsichtsrates im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.  

 

Über die Einzelheiten der Ausnutzung der Ermächtigung wird die persönlich haftende 

Gesellschafterin in der ordentlichen Hauptversammlung berichten, die auf eine 

etwaige Ausgabe von Aktien der Gesellschaft aus Genehmigtem Kapital unter 

Bezugsrechtsausschluss folgt. 

 


